
Dieses Dokument ist lediglich eine Dokumentationshilfe, für deren Richtigkeit die Organe der Union keine Gewähr 
übernehmen 

►B RICHTLINIE DES RATES 

vom 26. Juni 1990 

zur Festlegung der tierseuchenrechtlichen Anforderungen an den innergemeinschaftlichen 
Handelsverkehr mit Samen von Schweinen und an dessen Einfuhr 

(90/429/EWG) 

(ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 62) 

Geändert durch: 

Amtsblatt 

Nr. Seite Datum 

►M1 Entscheidung 1999/608/EG der Kommission vom 10. September 1999 L 242 20 14.9.1999 
►M2 Entscheidung 2000/39/EG der Kommission vom 16. Dezember 1999 L 13 21 19.1.2000 
►M3 Verordnung (EG) Nr. 806/2003 des Rates vom 14. April 2003 L 122 1 16.5.2003 
►M4 Richtlinie 2008/73/EG des Rates vom 15. Juli 2008 L 219 40 14.8.2008 
►M5 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 176/2012 der Kommission vom 

1. März 2012 
L 61 1 2.3.2012 

Geändert durch: 

►A1 Beitrittsakte Österreichs, Finnlands und Schwedens C 241 21 29.8.1994 
(angepaßt durch den Beschluß 95/1/EG, Euratom, EGKS des Rates) L 1 1 1.1.1995 

Berichtigt durch: 

►C1 Berichtigung, ABl. L 153 vom 14.6.2012, S. 38 (176/2012) 

1990L0429 — DE — 01.06.2012 — 006.002 — 1



RICHTLINIE DES RATES 

vom 26. Juni 1990 

zur Festlegung der tierseuchenrechtlichen Anforderungen an den 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Samen von 

Schweinen und an dessen Einfuhr 

(90/429/EWG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Richtlinie 64/432/EWG ( 4 ), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
89/360/EWG ( 5 ), sind Vorschriften zur Regelung viehseuchenrechtlicher 
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und 
Schweinen erlassen worden. Die Richtlinie 72/462/EWG ( 6 ), zuletzt ge­
ändert durch die Richtlinie 89/227/EWG ( 7 ), enthält ferner Vorschriften 
zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen bei der Einfuhr von Rin­
dern und Schweinen aus Drittländern. 

Mit den genannten Vorschriften wurde beim innergemeinschaftlichen 
Handel mit Rindern und Schweinen sowie bei deren Einfuhr aus Dritt­
ländern in die Gemeinschaft sichergestellt, daß das Herkunftsland die 
Einhaltung der tierseuchenrechtlichen Gesichtspunkte garantiert, wo­
durch die Gefahr einer Verbreitung von Tierkrankheiten fast vollständig 
beseitigt wurde. Für den Handelsverkehr mit Samen besteht jedoch noch 
ein gewisses Risiko einer Verbreitung dieser Krankheiten. 

Im Rahmen der gemeinschaftlichen Politik einer Harmonisierung der 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der tierseuchen­
rechtlichen Anforderungen beim innergemeinschaftlichen Handelsver­
kehr mit Tieren und Tiererzeugnissen ist nunmehr die Schaffung einer 
harmonisierten Regelung für den innergemeinschaftlichen Handelsver­
kehr mit Samen von Schweinen und dessen Einfuhr in die Gemeinschaft 
erforderlich. 

Beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Samen muß der Mit­
gliedstaat, in dem der Samen entnommen wurde, sicherstellen, daß die­
ser in zugelassenen und kontrollierten Besamungsstationen entnommen 
und aufbereitet wurde, daß er von Tieren stammt, deren Gesundheits­
zustand so beschaffen ist, daß die Gefahr einer Verbreitung von Tier­
krankheiten ausgeschlossen ist, daß er nach Vorschriften entnommen, 
behandelt, gelagert und befördert wurde, die eine Bewahrung seines 
Zustandes in tiergesundheitlicher Hinsicht ermöglichen, und daß er 
auf seinem Transport in das Bestimmungsland von einer Gesundheits­
bescheinigung begleitet wird, durch die die Einhaltung dieser Garantien 
sichergestellt ist. 

▼B 
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Wegen der unterschiedlichen Politiken, die innerhalb der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet der Impfung gegen bestimmte Krankheiten verfolgt 
werden, ist die Beibehaltung von zeitlich begrenzten Ausnahmeregelun­
gen gerechtfertigt, nach denen die Mitgliedstaaten einen zusätzlichen 
Schutz gegen bestimmte Krankheiten vorschreiben können. 

Im Hinblick auf die Einfuhr von Samen aus Drittländern in die Ge­
meinschaft sollte eine Liste von Drittländern auf der Grundlage von 
Gesundheitsnormen erstellt werden. Unabhängig von dem Bestehen die­
ser Liste sollten die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Samen nur dann 
zulassen, wenn dieser aus Besamungsstationen stammt, die bestimmte 
Normen einhalten und amtlich kontrolliert werden. Weiterhin sollten je 
nach den Umständen für die in der Liste aufgeführten Länder spezi­
fische tierseuchenrechtliche Normen festgelegt werden. Zur Überprü­
fung der Einhaltung dieser Normen müssen ferner Kontrollen an Ort 
und Stelle vorgenommen werden können. 

Die Regelungen der Kontrollverfahren nach der Richtlinie 89/662/EWG 
des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrecht­
lichen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf 
den gemeinsamen Binnenmarkt ( 1 ) sollten auch für die vorliegende 
Richtlinie Anwendung finden. 

Um die Übertragung bestimmter ansteckender Krankheiten zu verhin­
dern, sollte unmittelbar nach der Ankunft einer Samensendung im Ge­
biet der Gemeinschaft eine Einfuhrkontrolle vorgenommen werden; dies 
gilt nicht für den Fall des externen Versandverfahrens. 

Es muß den Mitgliedstaaten gestattet sein, Dringlichkeitsmaßnahmen bei 
Auftreten ansteckender Krankheiten in einem anderen Mitgliedstaat oder 
in einem Drittland zu treffen. Die Beurteilung der Gefahren solcher 
Krankheiten und die aufgrund dessen erforderlichen Schutzmaßnahmen 
müssen in der gesamten Gemeinschaft einheitlich vorgenommen wer­
den. Hierfür sollte ein gemeinschaftliches Dringlichkeitsverfahren im 
Rahmen des Ständigen Veterinärausschusses geschaffen werden, nach 
dem die erforderlichen Maßnahmen zu treffen sind. 

Der Erlaß bestimmter Durchführungsmaßnahmen zu dieser Richtlinie 
sollte der Kommission übertragen werden. Dazu ist ein Verfahren vor­
zusehen, das eine enge und wirksame Zusammenarbeit zwischen der 
Kommission und den Mitgliedstaaten im Ständigen Veterinärausschuß 
ermöglicht. 

Diese Richtlinie berührt nicht den Handelsverkehr mit Samen, der vor 
dem Zeitpunkt erzeugt wurde, ab dem die Mitgliedstaaten diese Richt­
linie anwenden müssen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

In dieser Richtlinie werden die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für 
den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Samen von Schweinen 
sowie für dessen Einfuhr aus Drittländern festgelegt. 

▼B 
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Artikel 2 

Für die Anwendung dieser Richtlinie gelten erforderlichenfalls die Be­
griffsbestimmungen nach Artikel 2 der Richtlinien 64/432/EWG, 
72/462/EWG, 88/407/EWG ( 1 ) und 90/425/EWG ( 2 ). 

Darüber hinaus gilt folgende Begriffsbestimmung für „Samen“: das von 
einem Hausschwein stammende unveränderte, aufbereitete oder ver­
dünnte Ejakulat. 

KAPITEL II 

Innergemeinschaftlicher Handelsverkehr 

Artikel 3 

Jeder Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, daß zum Handel nur Samen be­
stimmt ist, der folgenden allgemeinen Anforderungen entspricht: 

a) Er muß zum Zweck der künstlichen Besamung in einer Besamungs­
station entnommen und aufbereitet worden sein, die gemäß Artikel 5 
Absatz 1 in tierseuchenrechtlicher Hinsicht für den innergemein­
schaftlichen Handel zugelassen worden ist. 

b) Er muß Schweinen entnommen worden sein, deren Gesundheits­
zustand dem Anhang B entspricht. 

c) Er muß gemäß den Anhängen A und C entnommen, aufbereitet, 
aufbewahrt und befördert worden sein. 

Artikel 4 

(1) Bis zum 31. Dezember 1992 können diejenigen Mitgliedstaaten, 
in denen sich in sämtlichen Besamungsstationen ausschließlich nicht 
gegen die Aujeszky-Krankheit geimpfte Tiere befinden, die einen nega­
tiven Befund beim Serumneutralisationstest oder beim ELISA-Test auf 
die Aujeszky-Krankheit gemäß dieser Richtlinie zeigen, 

— das Verbringen von Samen aus Besamungsstationen, die nicht den­
selben Status haben, in ihr Hoheitsgebiet verweigern, 

— die Zulassung von Samen in Besamungsstationen von mit GI-Dele­
tionsimpfstoff geimpften Ebern nicht verweigern, sofern 

— ausschließlich Eber geimpft wurden, die in bezug auf den Virus 
der Aujeszky-Krankheit seronegativ waren; 

— die frühestens drei Wochen nach der Impfung vorgenommenen 
serologischen Untersuchungen an diesen Ebern nicht ergeben, 
daß vom Virus der Krankheit induzierte Antikörper vorhanden 
sind. 

In diesem Fall kann eine Probe von zum Handel bestimmtem 
Samen von jeder Tagesentnahme einem Virusnachweistest in 
einem zugelassenen Laboratorium des Bestimmungsmitglied­
staats unterzogen werden. 

▼B 
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Der vorstehende Absatz findet nur Anwendung, wenn die Kom­
mission nach dem Verfahren des Artikels 18 spätestens zum 
1. Juli 1991 unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Wis­
senschaftlichen Veterinärausschusses insbesondere bezüglich der 
Häufigkeit der in den Besamungsstationen durchzuführenden 
Tests, der Virusisolationstests und der Wirksamkeit und Sicher­
heit des GI-Deletionsimpfstoffs die Nachweise über die für diese 
Untersuchungen anzuwendenden Tests erstellt hat. 

(2) Nach dem Verfahren des Artikels 18 kann beschlossen werden, 
Absatz 1 für einen Teil des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats gelten zu 
lassen, sofern sich in sämtlichen Besamungsstationen dieses Teils des 
Hoheitsgebiets ausschließlich Tiere befinden, die einen negativen Be­
fund beim Serumneutralisationstest oder beim ELISA-Test auf die Au­
jeszky-Krankheit zeigen. 

(3) Der Rat überprüft diesen Artikel anhand eines gegebenenfalls mit 
Vorschlägen versehenen Berichts der Kommission vor dem 31. Dezem­
ber 1992. 

Artikel 5 

(1) Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich die Besamungs­
station befindet, trägt dafür Sorge, daß die Zulassung gemäß Artikel 3 
Buchstabe a) nur dann gewährt wird, wenn die Bestimmungen des 
Anhangs A eingehalten werden und die Besamungsstation in der Lage 
ist, die übrigen Bestimmungen dieser Richtlinie einzuhalten. 

Der Mitgliedstaat trägt ferner dafür Sorge, daß der amtliche Tierarzt die 
Einhaltung dieser Bestimmungen überwacht. Letzterer schlägt die Ab­
erkennung der Zulassung vor, wenn eine oder mehrere der Bestimmun­
gen nicht mehr eingehalten werden. 

▼M4 
(2) Alle Besamungsstationen werden in einer Liste verzeichnet, wo­
bei jede Station eine Veterinärkontrollnummer erhält. 

Jeder Mitgliedstaat erstellt eine Liste der Besamungsstationen und deren 
Veterinärkontrollnummern, hält diese auf dem aktuellen Stand und stellt 
sie den übrigen Mitgliedstaaten und der Öffentlichkeit zur Verfügung. 

▼B 
(3) Die allgemeinen Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 18 erlassen. 

Artikel 6 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß jede Samensendung 
von einer von einem amtlichen Tierarzt des Entnahmemitgliedstaats 
ausgestellten Tiergesundheitsbescheinigung nach dem Muster in Anhang 
D begleitet ist. 

Diese Bescheinigung muß 

a) mindestens in einer der Amtssprachen des Entnahmemitgliedstaats 
und in einer der Amtssprachen des Bestimmungsmitgliedstaats aus­
gestellt sein; 

▼B 
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b) im Original die Sendung bis zu ihrem Bestimmungsort begleiten; 

c) aus einem einzigen Blatt bestehen; 

d) für einen einzigen Empfänger bestimmt sein. 

(2) Der Bestimmungsmitgliedstaat kann in Fällen, in denen der Ver­
dacht besteht, daß der Samen mit Tierseuchenerregern infiziert oder 
kontaminiert ist, außer den in Artikel 8 der Richtlinie 90/425/EWG 
vorgesehenen Maßnahmen die zur Aufklärung solcher Fälle notwendi­
gen Maßnahmen, einschließlich der Absonderung, sofern dadurch die 
Verwendungsfähigkeit des Samens nicht beeinträchtigt wird, treffen. 

KAPITEL III 

Einfuhr aus Drittländern 

Artikel 7 

(1) Ein Mitgliedstaat darf die Einfuhr von Samen nur aus Drittlän­
dern zulassen, die in einer nach dem Verfahren des Artikels 19 zu 
erstellenden Liste aufgeführt sind. Diese Liste kann nach dem Verfahren 
des Artikels 18 ergänzt oder geändert werden. 

(2) Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Drittland in die in Absatz 1 
genannte Liste aufgenommen werden kann, ist unter anderem folgendes 
zu berücksichtigen: 

a) der Gesundheitszustand des Viehbestands, der anderen Nutztiere und 
der Wildtiere des Drittlandes, wobei vor allem das Vorkommen exo­
tischer Tierseuchen zu beachten ist, einerseits und die Tierseuchen­
lage im Umfeld dieses Landes, soweit sie eine Gefahr für die Ge­
sundheit der Gesamtheit des Tierbestands der Mitgliedstaaten dar­
stellen kann, andererseits; 

b) die Regelmäßigkeit und Schnelligkeit, mit der das Drittland Aus­
künfte über das in seinem Hoheitsgebiet beobachtete Auftreten an­
steckender Tierkrankheiten, die durch Samen übertragen werden 
können, insbesondere der in den Listen A und B des Internationalen 
Tierseuchenamts genannten Krankheiten, erteilt; 

c) die Vorschriften dieses Landes zur Verhütung und Bekämpfung von 
Tierkrankheiten; 

d) die Struktur und die Befugnisse der tierärztlichen Dienste in diesem 
Land; 

e) die Gestaltung und die Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung 
und Bekämpfung ansteckender Tierkrankheiten; 

f) die Garantien, die das Drittland hinsichtlich der Einhaltung dieser 
Richtlinie bieten kann. 

(3) Die in Absatz 1 genannte Liste sowie alle Änderungen dieser 
Liste werden im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent­
licht. 

▼B 
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Artikel 8 

(1) Die Mitgliedstaaten lassen nur Einfuhren von Samen aus einer 
Besamungsstation in einem der Drittländer zu, das in der Liste gemäß 
Artikel 7 aufgeführt ist und für die die zuständige Behörde des betrof­
fenen Drittlands gewährleisten kann, dass folgende Bedingungen erfüllt 
sind: 

a) sie erfüllt die Bedingungen 

i) für die Zulassung von Besamungsstationen gemäß Anhang A 
Kapitel I, 

ii) in Zusammenhang mit der Überwachung solcher Stationen gemäß 
dem Kapitel II des genannten Anhangs; 

b) sie wurde von der zuständigen Behörde des Drittlands für Ausfuhren 
in die Gemeinschaft amtlich zugelassen; 

c) sie steht unter der Überwachung eines Stationstierarztes; 

d) sie wird von einem amtlichen Tierarzt des betreffenden Drittlands 
mindestens zweimal im Jahr kontrolliert. 

(2) Die Liste der Besamungsstationen, welche die zuständige Be­
hörde des Drittlands, das in der in Artikel 7 genannten Liste aufgeführt 
ist, gemäß den Bedingungen des Absatzes 1 genehmigt hat und von der 
Samen in die Gemeinschaft versandt werden dürfen, ist der Kommission 
zu übermitteln. 

Die Zulassung einer Besamungsstation wird von der zuständigen Be­
hörde des Drittlands unverzüglich ausgesetzt oder entzogen, wenn sie 
die Bedingungen des Absatzes 1 nicht mehr erfüllt; die Kommission ist 
hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

Die Kommission stellt neue und aktualisierte Listen, die sie von der 
zuständigen Behörde des betroffenen Drittlands gemäß diesem Absatz 
erhält, den Mitgliedstaaten und zu Informationszwecken auch der Öf­
fentlichkeit zur Verfügung. 

(3) Durchführungsbestimmungen zur einheitlichen Anwendung die­
ses Artikels können gemäß dem in Artikel 18 Absatz 2 genannten Ver­
fahren angenommen werden. 

▼B 

Artikel 9 

(1) Der Samen muß von Tieren stammen, die unmittelbar vor der 
Entnahme seit mindestens drei Monaten im Hoheitsgebiet eines Dritt­
landes gehalten worden sind, das in der gemäß Artikel 7 Absatz 1 
erstellten Liste aufgeführt ist. 

(2) Unbeschadet des Artikels 7 Absatz 1 und des Absatzes 1 des 
vorliegenden Artikels lassen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Samen 
aus einem in der Liste aufgeführten Drittland nur dann zu, wenn der 
Samen den tierseuchenrechtlichen Anforderungen entspricht, die nach 
dem Verfahren des Artikels 18 für die Einfuhr von Samen aus diesem 
Land festgelegt worden sind. 

Beim Erlaß der Anforderungen nach Unterabsatz 1 ist folgendes zu 
beachten: 

a) der Gesundheitszustand der die Besamungsstation umgebenden Zo­
ne, insbesondere im Hinblick auf die in der Liste A des Interna­
tionalen Tierseuchenamts genannten Krankheiten; 

▼M4 
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b) der Gesundheitszustand des Bestands in der Besamungsstation und 
die Untersuchungsanforderungen; 

c) der Gesundheitszustand des Spendertiers und die Untersuchungs­
anforderungen; 

d) die Untersuchungsanforderungen für Samen. 

(3) Bei der Festsetzung der tierseuchenrechtlichen Bedingungen gel­
ten die in Kapitel II und den entsprechenden Anhängen aufgeführten 
Normen als Bezugsgrundlage. Nach dem Verfahren des Artikels 18 
kann von Fall zu Fall beschlossen werden, von diesen Bestimmungen 
abzuweichen, sofern das betroffene Drittland den Nachweis entspre­
chender, mindestens gleichwertiger tierseuchenrechtlicher Garantien lie­
fert. 

(4) Artikel 4 findet entsprechende Anwendung. 

Artikel 10 

(1) Die Mitgliedstaaten lassen die Einfuhr von Samen nur gegen 
Vorlage einer von einem amtlichen Tierarzt des Entnahmedrittlandes 
ausgestellten und unterzeichneten Tiergesundheitsbescheinigung zu. 

Diese Bescheinigung muß 

a) mindestens in einer der Amtssprachen des Bestimmungsmitglied­
staats und einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats aufgestellt sein, 
in welchem die Einfuhrkontrolle nach Artikel 11 vorgenommen 
wird; 

b) im Original den Samen bis zu seinem Bestimmungsort begleiten; 

c) aus einem einzigen Blatt bestehen; 

d) für einen einzigen Empfänger bestimmt sein. 

(2) Die Tiergesundheitsbescheinigung muß einem nach dem Verfah­
ren des Artikels 19 erstellten Muster entsprechen. 

Artikel 11 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß jede Samensendung 
beim Eingang in das Zollgebiet der Gemeinschaft vor der Abfertigung 
zum freien Verkehr oder zu einem Zollverfahren einer Kontrolle unter­
zogen wird, und verbieten die Einfuhr des Samens in die Gemeinschaft, 
wenn aus der Einfuhrkontrolle hervorgeht, daß 

— der Samen nicht aus dem Hoheitsgebiet eines in der Liste nach 
Artikel 7 Absatz 1 aufgeführten Drittlandes stammt; 

— der Samen nicht aus einer in der Liste nach Artikel 8 Absatz 1 
aufgeführten Besamungsstation stammt; 

▼B 
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— der Samen aus dem Hoheitsgebiet eines Drittlandes stammt, aus dem 
die Einfuhr gemäß Artikel 15 Absatz 2 verboten ist; 

— die dem Samen beigefügte Tiergesundheitsbescheinigung nicht den 
Bedingungen des Artikels 10 und den dazu erlassenen Durchfüh­
rungsbestimmungen entspricht. 

Dieser Absatz gilt nicht für Samensendungen, die nach dem Eingang in 
das Zollgebiet der Gemeinschaft zu einem Zollgutversandverfahren mit 
Bestimmungsort außerhalb dieses Zollgebiets abgefertigt werden. 

Er ist jedoch anwendbar, wenn während der Beförderung durch das 
Gebiet der Gemeinschaft auf das Zollgutversandverfahren verzichtet 
wird. 

(2) Der Bestimmungsmitgliedstaat kann in Fällen, in denen der Ver­
dacht besteht, daß der Samen mit Tierseuchenerregern infiziert oder 
kontaminiert ist, die zur Aufklärung solcher Fälle notwendigen Maß­
nahmen, einschließlich der Absonderung, sofern dadurch die Verwen­
dungsfähigkeit des Samens nicht beeinträchtigt wird, treffen. 

(3) Wenn die Einfuhr von Samen aus einem der in den Absätzen 1 
und 2 genannten Gründe verboten wurde und das Ausfuhrdrittland die 
Rückbeförderung nicht binnen 30 Tagen im Fall von gefrorenem Samen 
oder unmittelbar im Fall von Frischsamen genehmigt, kann die zustän­
dige Veterinärbehörde des Bestimmungsmitgliedstaats die Vernichtung 
des Samens anordnen. 

Artikel 12 

Jeder Samensendung, deren Verbringen in die Gemeinschaft von einem 
Mitgliedstaat aufgrund der Kontrolle nach Artikel 11 Absatz 1 zugelas­
sen worden ist, muß beim Weiterversand in das Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaats die Originalbescheinigung oder eine beglaubigte Kopie 
dieser Bescheinigung beigefügt werden; die Originalbescheinigung 
oder die Kopie muß den Sichtvermerk der zuständigen Behörde tragen, 
die für die Kontrolle nach Artikel 11 verantwortlich ist. 

Artikel 13 

Wird die Vernichtung nach Artikel 11 Absatz 3 beschlossen, so gehen 
die dadurch entstehenden Kosten zu Lasten des Versenders, des Emp­
fängers oder ihrer Bevollmächtigten; der Staat leistet keine Entschädi­
gung. 

KAPITEL IV 

Schutz- und Kontrollmaßnahmen 

Artikel 14 

Die in der Richtlinie 90/425/EWG vorgesehenen Regelungen finden 
insbesondere für die Kontrollen im Ursprungsland sowie für die Durch­
führung der vom Bestimmungsmitgliedstaat vorzunehmenden Kontrol­
len und die daraufhin zu treffenden Maßnahmen Anwendung. 

▼B 
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Artikel 15 

(1) Auf den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr finden die in 
Artikel 10 der Richtlinie 90/425/EWG vorgesehenen Schutzmaßnahmen 
Anwendung. 

▼M4 
(2) Die Vorschriften der Richtlinie 97/78/EG gelten insbesondere für 
die Organisation der und die Folgemaßnahmen zu den Kontrollen, die 
von den Mitgliedstaaten durchzuführen sind, und die Schutzmaßnah­
men, die gemäß dem Verfahren des Artikels 22 der genannten Richtlinie 
anzuwenden sind. 

▼B 

Artikel 16 

(1) Soweit es für die einheitliche Anwendung dieser Richtlinie er­
forderlich ist, können Veterinärsachverständige der Kommission in Zu­
sammenarbeit mit den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und 
der Drittländer Kontrollen an Ort und Stelle durchführen. 

Das Entnahmeland, in dessen Hoheitsgebiet eine Kontrolle vorgenom­
men wird, gewährt den Sachverständigen bei der Erfüllung ihrer Auf­
gabe die erforderliche Unterstützung. Die Kommission unterrichtet den 
betreffenden Mitgliedstaat bzw. das betreffende Entnahmeland über das 
Ergebnis der Kontrollen. 

Das betreffende Entnahmeland ergreift die gegebenenfalls notwendigen 
Maßnahmen, um den Ergebnissen dieser Kontrolle Rechnung zu tragen. 
Ergreift das Entnahmeland diese Maßnahme nicht, so kann die Kommis­
sion nach Prüfung der Lage im Ständigen Veterinärausschuß Artikel 6 
Absatz 2 Unterabsatz 3 und Artikel 5 anwenden. 

(2) Die allgemeinen Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel, 
insbesondere die Häufigkeit und die Einzelheiten der Durchführung 
der in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Kontrollen, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 19 festgelegt. 

KAPITEL V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 17 

Die Anhänge dieser Richtlinie weren zur Anpassung an die technische 
Entwicklung nach dem Verfahren des Artikels 18 geändert. 

▼M3 

Artikel 18 

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 58 der Verord­
nung (EG) Nr. 178/2002 ( 1 ) eingesetzten Ständigen Ausschuss für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG ( 2 ). 
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Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG 
wird auf drei Monate festgesetzt. 

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 19 

(1) Die Kommission wird von dem Ständigen Ausschuss für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG. 

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG 
wird auf fünfzehn Tage festgesetzt. 

▼B 

Artikel 20 

(1) Diese Richtlinie ist nicht auf Samen anwendbar, der vor dem 
31. Dezember 1991 in einem Mitgliedstaat entnommen und aufbereitet 
worden ist. 

(2) Bis zum Inkrafttreten der nach den Artikeln 8, 9 und 10 erlasse­
nen Beschlüsse wenden die Mitgliedstaaten auf Sameneinfuhren aus 
Drittländern keine Bedingungen an, die vorteilhafter sind, als die sich 
aus der Anwendung des Kapitels II ergebenden Bedingungen. 

Artikel 21 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens am 31. Dezember 
1991 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon 
in Kennntnis. 

Artikel 22 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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ANHANG A 

KAPITEL I 

Zulassungsbedingungen für Besamungsstationen 

Besamungsstationen müssen folgende Anforderungen erfüllen: 

1. Sie stehen unter ständiger Überwachung eines Stationstierarztes. 

2. Sie verfügen zumindest über folgende Anlagen: 

a) Stallungen, einschließlich Anlagen zum Isolieren von Tieren, bei denen die 
Tests gemäß Anhang B Kapitel II positiv ausgefallen sind oder die kli­
nische Krankheitsanzeichen aufweisen; 

b) Anlagen für die Spermagewinnung, einschließlich eines separaten Raums 
für das Reinigen und Desinfizieren bzw. Sterilisieren der Gerätschaften; 

c) ein Labor zur Spermaaufbereitung, das nicht unbedingt auf dem gleichen 
Gelände liegen muß; 

d) ein Depot zur Spermalagerung, das nicht unbedingt auf dem gleichen 
Gelände liegen muß. 

3. Sie sind so gebaut oder abgeschirmt, daß jeglicher Kontakt zu Tieren außer­
halb der Station ausgeschlossen ist. 

4. Sie sind so gebaut, daß die Stallungen und Anlagen zur Spermagewinnung, 
-aufbereitung und -lagerung leicht gereinigt und desinfiziert werden können. 

5. Sie sind so konzipiert, daß die Stallungen räumlich vom Spermaaufbereitungs­
raum getrennt und beide wiederum vom Spermadepot getrennt sind. 

KAPITEL II 

Vorschriften für die Überwachung von Besamungsstationen 

Die Besamungsstationen müssen folgende Anforderungen erfüllen: 

1. Sie werden dahin gehend überwacht, daß nur Tiere der Spenderart eingestellt 
sind. 

2. Sie werden dahin gehend überwacht, daß Rasse, Geburtsdatum und Kenn­
zeichen aller in der Station befindlichen Schweine sowie alle Gesundheits­
kontrollen und Impfungen und alle einschlägigen Angaben über Gesundheits­
zustand/Krankheitsgeschichte in einem Register, einer Kartei oder einer Com­
puterdatei erfaßt sind. 

3. Sie werden regelmäßig, zumindest jedoch zweimal jährlich, von einem amt­
lichen Tierarzt auf Einhaltung der Zulassungsbedingungen und Über­
wachungsvorschriften kontrolliert. 

4. Sie werden dahin gehend überwacht, daß der Zutritt Unbefugter verhindert 
wird und daß zugelassene Besucher verpflichtet werden, den Anweisungen 
des Stationstierarztes zu folgen. 

5. Sie beschäftigen sach- und fachkundiges Personal, das mit den Desinfektions­
methoden und Hygienevorschriften zur Verhütung von Krankheitsverschlep­
pungen vertraut ist. 
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6. Sie werden dahin gehend überwacht, daß 

a) nur in einer zugelassenen Besamungsstation gewonnenes Sperma in zuge­
lassenen Besamungsstationen aufbereitet und gelagert wird, ohne dabei mit 
anderen Spermachargen in Berührung zu kommen; 

b) das nur Sperma in den hierfür vorgesehenen Räumlichkeiten und unter 
hygienisch einwandfreien Bedingungen gewonnen, aufbereitet und gelagert 
wird; 

c) alle während der Spermagewinnung oder -aufbereitung mit dem Sperma 
selbst oder mit dem Spendertier in Berührung kommende Geräte vor jeder 
Verwendung angemessen desinfiziert bzw. sterilisiert werden; 

d) alle bei der Spermaaufbereitung verwendeten Stoffe tierischen Ur- 
sprungs — einschließlich Zusatzstoffe und Verdünnungsmittel — aus tier­
gesundheitlich unbedenklicher Quelle stammen oder vor ihrer Verwendung 
so behandelt werden, daß jegliches Risiko einer gesundheitlichen Gefähr­
dung ausgeschlossen ist; 

e) die Behältnisse zur Aufbewahrung und zum Transport der Spermaportio­
nen vor dem Abfüllen ordnungsgemäß desinfiziert bzw. sterilisiert werden; 

f) das verwendete Kältemittel zuvor nicht für andere Erzeugnisse tierischen 
Ursprungs verwendet wurde; 

g) jedes gewonnene Ejakulat — in Einzeldosen aufgeteilt oder nicht — deut­
lich so gekennzeichnet ist, daß das Gewinnungsdatum, die Rasse und die 
Identität des Spendertieres sowie — ggf. codiert — der Name und die 
Zulassungsnummer der Besamungsstation, denen der Name des Herkunfts­
landes vorangestellt ist, leicht festgestellt werden können; Art und Form 
dieser Kennzeichnung werden nach dem Verfahren des Artikels 19 fest­
gelegt. 
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ANHANG B 

KAPITEL I 

Bedingungen für die Aufnahme von Hausschweinen in einer 
Besamungsstation 

1. Alle in der Besamungsstation ankommenden Hausschweine (‚die Tiere‘) 
müssen vor der Aufnahme 

1.1. mindestens 30 Tage lang in eigens von der zuständigen Behörde zugelas­
senen Räumen (‚Quarantäneeinrichtung‘) unter Quarantäne gestellt worden 
sein, in denen sich nur Tiere mit zumindest demselben Gesundheitsstatus 
befinden; 

1.2. vor ihrer Aufnahme in die Quarantäneeinrichtung gemäß Nummer 1.1: 

1.2.1. Beständen oder Betrieben angehört haben, 

a) die gemäß dem Kapitel über Schweinebrucellose des Gesundheitskodex 
für Landtiere der Weltgesundheitsorganisation (OIE) brucellosefrei 
sind; 

b) zu denen in den vorangegangenen zwölf Monaten kein gegen Maul- 
und Klauenseuche geimpftes Tier gehört hat, 

c) in denen in den letzten 12 Monaten keine klinischen, serologischen, 
virologischen oder pathologischen Anzeichen der Aujeszky-Krankheit 
festgestellt wurden und 

d) die nicht in einem Gebiet liegen, das Beschränkungen gemäß dem 
Unionsrecht aufgrund des Auftretens einer infektiösen oder anstecken­
den Krankheit der Hausschweine, einschließlich Maul-und-Klauen-Seu­
che, vesikulärer Schweinekrankheit, vesikulärer Stomatitis, klassischer 
Schweinepest und afrikanischer Schweinepest, unterliegt; 

1.2.2. zuvor nicht einem Bestand mit niedrigerem Gesundheitsstatus als dem 
unter Nummer 1.2.1 beschriebenen angehört haben; 

1.3. innerhalb von 30 Tagen vor ihrer Ankunft in der Quarantäneeinrichtung 
gemäß Nummer 1.1 entsprechend den in einschlägigen Rechtsvorschriften 
der Union festgelegten oder genannten Normen mit Negativbefund folgen­
den Tests unterzogen worden sein: 

a) bezüglich Brucellose einem gepufferten Brucella-Antigen-Test (Rose- 
Bengal-Test) oder einem cELISA oder iELISA, 

b) bezüglich der Aujeszky-Krankheit 

i) im Falle nicht geimpfter Tiere einem ELISA zur Feststellung von 
Antikörpern für den vollständigen Aujeszky-Virus oder sein Glyko­
protein B (ADV-gB) oder Glykoprotein D (ADV-gD), oder einem 
Serumneutralisationstest, 

ii) im Falle von mit gE-Markerimpfstoff geimpften Tieren einem 
ELISA auf Antikörper gegen das Aujeszky-Virus-Glykoprotein-E 
(ADV-gE); 

c) bezüglich der klassischen Schweinepest einem Antikörper-ELISA oder 
einem Serumneutralisationstest. 
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Ist bei einem der Tiere das Ergebnis des Tests auf Brucellose gemäß 
Buchstabe a positiv, dürfen Tiere mit Negativbefund, die demselben Be­
trieb angehören, erst in die Quarantänestation aufgenommen werden, wenn 
der Status der Brucellosefreiheit der Herkunftsbestände oder -betriebe der 
Reagenten bestätigt wird. 

Die zuständige Behörde kann genehmigen, dass die in diesem Abschnitt 
vorgesehenen Tests in der Quarantänestation durchgeführt werden, sofern 
die Testergebnisse vor Beginn der Quarantäneperiode gemäß Nummer 1.1 
vorliegen. 

In Bezug auf die Aujeszky-Krankheit müssen die gemäß dieser Richtlinie 
durchgeführten serologischen Tests den Standards gemäß Anhang III der 
Entscheidung 2008/185/EG der Kommission vom 21. Februar 2008 zur 
Festlegung zusätzlicher Garantien für den innergemeinschaftlichen Handel 
mit Schweinen hinsichtlich der Aujeszky-Krankheit und der Kriterien für 
die Informationsübermittlung ( 1 ) genügen; 

1.4. folgenden Tests unterzogen worden sein, die an Proben durchzuführen 
sind, die während der letzten 15 Tage der Quarantänezeit gemäß Nummer 
1.1 gezogen wurden: 

a) bezüglich Brucellose einem gepufferten Brucella-Antigen-Test (Rose- 
Bengal-Test) oder einem cELISA oder iELISA, 

b) bezüglich der Aujeszky-Krankheit 

i) im Falle nicht geimpfter Tiere einem ELISA zur Feststellung von 
Antikörpern für den vollständigen Aujeszky-Virus oder sein Glyko­
protein B (ADV-gB) oder Glykoprotein D (ADV-gD), oder einem 
Serumneutralisationstest, 

ii) im Falle von mit gE-Markerimpfstoff geimpften Tieren einem 
ELISA auf Antikörper gegen Aujeszky-Virus-Glykoprotein-E 
(ADV-gE). 

Zeigt der Brucellose-Test gemäß Buchstabe a bei einem der Tiere ein 
positives Ergebnis und konnte der Verdacht auf Brucellose nicht gemäß 
Nummer 1.5.2 ausgeschlossen werden, müssen diese Tiere unverzüglich 
aus der Quarantäneeinrichtung entfernt werden. 

Zeigt der Test auf Aujeszky-Krankheit gemäß Buchstabe b bei einem der 
Tiere ein positives Ergebnis, müssen diese Tiere unverzüglich aus der 
Quarantäneeinrichtung entfernt werden. 

Wird eine Gruppe von Tieren unter Quarantäne gestellt, muss die zustän­
dige Behörde alle notwendigen Maßnahmen treffen, um sicherzustellen, 
dass die verbleibenden Tiere, die auf die Tests gemäß a und b negativ 
reagiert haben, einen zufriedenstellenden Gesundheitsstatus aufweisen, be­
vor sie gemäß dem vorliegenden Anhang in die Besamungsstation auf­
genommen werden. 

1.5. Maßnahmen im Falle eines Verdachts auf Brucellose: 

1.5.1. Bei Tieren, die auf den Brucellose-Test gemäß Nummer 1.4 Buchstabe a 
positiv reagiert haben, ist folgendes Verfahren anzuwenden: 

a) die Positivsera werden einem der alternativen Tests gemäß Nummer 
1.4 Buchstabe a unterzogen, der nicht an den Proben gemäß Nummer 
1.4 durchgeführt wurde; 
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b) der/die Herkunftsbetrieb(e) der Reagenten werden epidemiologisch un­
tersucht; 

c) die Tiere, die bei den Tests gemäß den Nummern 1.4 Buchstabe a und 
1.5.1 Buchstabe a positiv reagiert haben, werden mindestens einem der 
folgenden Tests unterzogen, der an Proben durchzuführen ist, die min­
destens sieben Tage nach dem Datum gezogen werden, an dem die 
Proben gemäß Nummer 1.4 gezogen wurden: 

i) gepufferter Brucella-Antigen-Test (Rose-Bengal-Test); 

ii) Serumagglutinationstest; 

iii) Komplementbindungstest; 

iv) cELISA; 

v) iELISA. 

1.5.2. Der Verdacht auf Brucellose wird ausgeschlossen, sofern: 

a) entweder der Wiederholungstest gemäß Nummer 1.5.1 Buchstabe a ein 
negatives Ergebnis zeigt, die epidemiologische Erhebung des Her­
kunftsbetriebs/der Herkunftsbetriebe kein Vorkommen von Schweine­
brucellose ergibt und der Test gemäß Nummer 1.5.1 Buchstabe c mit 
negativem Ergebnis durchgeführt wurde, oder 

b) die epidemiologische Erhebung im/in den Herkunftsbetrieb(en) kein 
Vorkommen von Schweinebrucellose ergibt und alle Tiere, die positiv 
auf die Tests gemäß Nummer 1.5.1 Buchstabe a oder c reagiert haben, 
in jedem einzelnen Fall einer Schlachtkörperuntersuchung mit negati­
vem Ergebnis und einem Erreger-Identifizierungstest auf Schweinebru­
cellose unterzogen wurden. 

1.5.3. Ist der Verdacht auf Brucellose ausgeschlossen, dürfen alle Tiere aus der 
Quarantäneeinrichtung gemäß Nummer 1.4 Absatz 2 in die Besamungs­
station aufgenommen werden. 

2. Alle Tests müssen in einem zugelassenen Labor durchgeführt werden. 

3. Tiere dürfen nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Stationstierarztes in 
die Besamungsstation aufgenommen werden. Alle Verbringungen von Tie­
ren (Eingänge und Ausgänge) sind aufzuzeichnen. 

4. Die Tiere dürfen am Tag ihrer Aufnahme in die Besamungsstation kei­
nerlei klinische Krankheitsanzeichen aufweisen. 

5. Alle Tiere müssen, unbeschadet der Bestimmungen in Nummer 6, unmit­
telbar aus der Quarantäneeinrichtung kommen, die am Tag der Verbrin­
gung folgende Bedingungen erfüllt: 

a) Sie liegt nicht in einem Gebiet, das Beschränkungen gemäß dem Uni­
onsrecht aufgrund des Auftretens einer infektiösen oder ansteckenden 
Krankheit der Hausschweine, einschließlich Maul-und-Klauen-Seuche, 
vesikulärer Schweinekrankheit, vesikulärer Stomatitis, klassischer 
Schweinepest und afrikanischer Schweinepest, unterliegt; 

b) in den letzten 30 Tagen vor dem Datum der Verbringung wurden keine 
klinischen, serologischen, virologischen oder pathologischen Anzeichen 
der Aujeszky-Krankheit festgestellt. 

▼M5 

1990L0429 — DE — 01.06.2012 — 006.002 — 16



 

6. Tiere können direkt von einer Besamungsstation zu einer anderen mit 
gleichem Gesundheitsstatus ohne Quarantäne oder Testung verbracht wer­
den, sofern die Bedingungen unter Nummer 5 erfüllt sind und die obliga­
torischen Routinetests gemäß Kapitel II in den letzten 12 Monaten vor 
dem Datum des Transfers durchgeführt wurden. 

Die betreffenden Tiere dürfen weder direkt noch indirekt mit Klauentieren 
mit niedrigerem Gesundheitsstatus in Berührung kommen, und die Trans­
portmittel müssen vor ihrer Verwendung gereinigt und desinfiziert worden 
sein. 

7. Für die Zwecke der Nummer 6 und im Fall des Handels zwischen Mit­
gliedstaaten muss mit den Tieren ein Gesundheitszeugnis für Zucht­
schweine nach dem Muster 2 im Anhang F der Richtlinie 64/432/EWG 
mitgeführt werden, mit einer der nachstehenden zusätzlichen Garantien 
entsprechend ihrem Status, was bescheinigt wird durch folgenden Zusatz 
zu Abschnitt C der genannten Bescheinigung: 

‚7. Die Tiere kommen unmittelbar aus 

(1) entweder [einer Besamungsstation gemäß Richtlinie 90/429/EWG.] 

(1) oder [einer Quarantäneeinrichtung, und sie erfüllen die Bedin­
gungen für die Aufnahme in eine Besamungsstation ge­
mäß Anhang B Kapitel I der Richtlinie 90/429/EWG.] 

(1) oder [einem Betrieb, in dem sie dem Verfahren vor der Auf­
nahme in die Quarantänestation gemäß Anhang B Kapi­
tel I Nummern 1.2 und 1.3 sowie Nummer 2 der Richt­
linie 90/429/EWG unterzogen wurden, und erfüllen die 
Bedingungen für die Aufnahme.]‘ 

KAPITEL II 

Obligatorische Routineuntersuchungen an Tieren in Besamungsstationen 

1. Obligatorische Routinetests sind wie folgt durchzuführen: 

1.1. Alle in einer Besamungsstation eingestellten Tiere müssen mit Negativbe­
fund einem der folgenden Tests unterzogen werden: 

a) bezüglich Brucellose einem gepufferten Brucella-Antigen-Test (Rose- 
Bengal-Test) oder einem cELISA oder iELISA, 

b) bezüglich der Aujeszky-Krankheit 

i) im Falle nicht geimpfter Tiere einem ELISA zur Feststellung von 
Antikörpern für den vollständigen Aujeszky-Virus oder sein Glyko­
protein B (ADV-gB) oder Glykoprotein D (ADV-gD), oder einem 
Serumneutralisationstest, 

ii) im Falle von mit gE-Markerimpfstoff geimpften Tieren einem ELISA 
auf Antikörper gegen Aujeszky-Virus-Glykoprotein-E (ADV-gE); 

c) bezüglich der klassischen Schweinepest einem Antikörper-ELISA oder 
einem Serumneutralisationstest. 
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1.2. Die Tests gemäß Nummer 1.1 sind an Proben durchzuführen, die gezogen 
wurden 

a) von allen Tieren unmittelbar vor dem Verlassen der Besamungsstation 
oder sofort nach Ankunft im Schlachthof, in keinem Fall jedoch später 
als 12 Monate nach dem Datum der Aufnahme in die Besamungsstation, 
oder 

b) von mindestens 25 % der Tiere in der Besamungsstation alle drei Mo­
nate, wobei der Stationstierarzt sicherstellen muss, dass die beprobten 
Tiere repräsentativ für die Gesamtpopulation dieser Station sind, ins­
besondere in Bezug auf Altersgruppen und Unterbringung. 

1.3. Werden die Tests gemäß Nummer 1.2 Buchstabe b durchgeführt, muss der 
Stationstierarzt sicherstellen, dass alle Tiere mindestens einmal während 
ihres Aufenthalts in der Besamungsstation und mindestens alle 12 Monate 
ab dem Datum der Aufnahme, wenn sie länger als 12 Monate in der Station 
verbleiben, in Übereinstimmung mit Nummer 1.1 getestet werden. 

2. Alle Tests müssen in einem zugelassenen Labor durchgeführt werden. 

3. Ergeben sich bei den Tests gemäß Nummer 1.1 Positivbefunde, so sind die 
betreffenden Tiere zu isolieren, und das von diesen Tieren nach dem letzten 
negativen Test gewonnene Sperma darf nicht in den Handel innerhalb der 
Union gelangen. 

Sperma, das von den einzelnen Tieren in der Besamungsstation seit dem 
Datum des letzten Negativtests des jeweiligen Tiers gewonnen wurde, ist 
getrennt zu lagern und darf nicht in den Handel innerhalb der Union ge­
langen, bis der Gesundheitsstatus der betreffenden Station unter Verantwor­
tung der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats wiederhergestellt wurde. 
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ANHANG C 

Vorschriften für Sperma, das in einer Besamungsstation für den Handel 
innerhalb der Union gewonnen wurde 

1. Das Sperma muss von Tieren stammen, die folgende Anforderungen erfül­
len: 

a) Sie zeigen am Tag der Spermagewinnung keinerlei klinische Krankheits­
anzeichen; 

b) sie wurden nicht gegen die Maul- und Klauenseuche geimpft; 

c) sie erfüllen die Anforderungen gemäß Anhang B Kapitel I; 

d) sie werden nicht zum Natursprung eingesetzt; 

e) sie stehen in Besamungsstationen, die nicht in einem Gebiet liegen dür­
fen, das Beschränkungen gemäß dem Unionsrecht aufgrund des Auftre­
tens einer infektiösen oder ansteckenden Krankheit der Hausschweine, 
einschließlich Maul-und-Klauen-Seuche, vesikulärer Schweinekrankheit, 
vesikulärer Stomatitis, klassischer Schweinepest und afrikanischer 
Schweinepest, unterliegt; 

f) sie werden in Besamungsstationen gehalten, die in den letzten 30 Tagen 
unmittelbar vor dem Datum der Gewinnung frei von klinischen, serolo­
gischen, virologischen oder pathologischen Anzeichen der Aujeszky- 
Krankheit waren. 

2. Das Sperma nach der Endverdünnung bzw. das Verdünnungsmittel ist mit 
einer insbesondere gegen Leptospiren wirksamen Antibiotikamischung zu 
versetzen. 

Bei gefrorenem Sperma sind die Antibiotika vor dem Einfrieren zuzugeben. 

2.1. Die Mischung von Antibiotika gemäß Nummer 2 muss eine den folgenden 
Verdünnungen mindestens gleichwertige Wirkung im endgültig verdünnten 
Sperma gewährleisten: 

a) nicht weniger als 500 μg Streptomycin je ml Endverdünnung, 

b) nicht weniger als 500 IE Penicillin je ml Endverdünnung, 

c) nicht weniger als 150 μg Lincomycin je ml Endverdünnung, 

d) nicht weniger als 300 μg Spectinomycin je ml Endverdünnung. 

2.2. Unmittelbar nach Zugabe der Antibiotikamischung ist das verdünnte Sperma 
für mindestens 45 Minuten bei mindestens 15 °C zu lagern. 

3. Sperma für den Handel innerhalb der Union muss folgende Anforderungen 
erfüllen: 

a) es muss vor dem Versand gemäß Anhang A Kapitel I Nummer 2 Buch­
stabe d und Anhang A Kapitel II Nummer 6 Buchstaben a, b, e und f 
gelagert werden; 

b) es ist in Behältnissen zum Bestimmungsmitgliedstaat zu befördern, die 
vor ihrer Verwendung gereinigt und desinfiziert oder sterilisiert und vor 
ihren Versand aus der Besamungsstation verplombt worden sind. 
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4. Die Mitgliedstaaten können die Verbringung von Sperma aus Besamungs­
stationen, die gegen die Aujeszky-Krankheit geimpfte Tiere aufnehmen, in 
ihr Hoheitsgebiet oder einen Teil ihres Hoheitsgebiets verbieten, wenn das 
betreffende Gebiet gemäß Artikel 10 der Richtlinie 64/432/EWG als frei von 
der Aujeszky-Krankheit anerkannt ist. 

Mitgliedstaaten, die beabsichtigen, die Bestimmungen in Absatz 1 anzuwen­
den, informieren vor deren Anwendung die Kommission und die anderen 
Mitgliedstaaten. 
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ANHANG D 

Muster-Veterinärbescheinigung für den Handel innerhalb der Union mit Sperma von Hausschweinen 
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